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Für einen nachhaltigen Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung 

Die Bundesregierung will zum 1. Januar 2008 den 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung senken, nach-
dem er bereits Anfang 2007 von 6,5% auf 4,2% 
des Bruttolohns herabgesetzt worden ist. Über eine 
Senkung auf 3,3% sind sich die Koalitionsparteien 
bereits einig, teilweise wird ein noch weitergehen-
der Schritt gefordert.6 

Im folgenden Text werden zunächst vier theo-
retische Überlegungen zur Frage einer sinnvollen 
Gestaltung des Beitragssatzes in der Arbeitslosen-
versicherung vorgestellt. Nach einem kurzen Über-
blick über die Finanzlage der Bundesagentur für 
Arbeit werden die vier Überlegungen dann auf die 
aktuelle Frage einer Beitragssenkung angewendet. 

Theoretische Überlegungen zur Beitragsgestal-
tung in der Arbeitslosenversicherung 

Entscheidend für die Höhe der Beiträge eines Zweigs 
der Sozialversicherung ist zunächst der Umfang der 
zu erbringenden Versicherungsleistungen. Werden 
die regulären Leistungen der Arbeitslosenversiche-
rung ausgeweitet oder eingeschränkt, müssen ent-
sprechende Beitragserhöhungen bzw. -senkungen 
vorgenommen werden. Wichtig für die Beitragsge-
staltung sind also der angemessene Umfang und 
die Aufgaben der Arbeitslosenversicherung. 

Die zweite Überlegung bezieht sich auf das Ziel 
der Beitragssatzstabilität. Einnahmen und Ausgaben 
der Arbeitslosenversicherung sind in hohem Maß 
konjunkturbedingt. Dadurch unterscheidet sich die-
ser Zweig der Sozialversicherung beispielsweise 
von der Renten- oder Krankenversicherung, die zwar 
einnahmenseitig, aber nicht ausgabenseitig von 
Konjunkturschwankungen betroffen sind. Während 
die Arbeitslosenversicherung in Krisenzeiten bei 
schwachen Einnahmen erhöhte Ausgaben hat, ist 
es im Aufschwung gerade umgekehrt. 

Die Arbeitslosenversicherung ist einerseits be-
sonders konjunkturellen Schwankungen ausgesetzt. 
Andererseits wirkt sie sich auf den Konjunktur-
verlauf dämpfend aus, da die Zahlung von Arbeits-
losengeld den Einkommensausfall bei zunehmen-
der Arbeitslosigkeit temporär abfedert und so im 
Abschwung den Konsum stabilisiert. Aus diesem 
Zusammenhang ergeben sich Konsequenzen für 
eine sinnvolle Beitragsgestaltung. So sollte der Bei-

                                                      
6 So von BOSS, A.: Wohin mit den Überschüssen der 

Bundesagentur für Arbeit? Kieler Arbeitspapier Nr. 1384. 
Kiel, Oktober 2007. 

tragssatz zur Arbeitslosenversicherung nicht aus-
gerechnet in der konjunkturellen Krise angehoben 
werden, damit der automatisch antizyklische Effekt 
des Arbeitslosengelds nicht auf der Finanzierungs-
seite wieder geschwächt wird. Die Kosten der Un-
ternehmen sollten nicht gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten erhöht werden. Für die Pla-
nungssicherheit der Unternehmen wäre es förder-
lich, Beitragssätze möglichst über längere Zeit-
räume konstant zu halten. Wird die zwangsläufige 
konjunkturelle Abhängigkeit der Ausgaben mit zy-
klusübergreifender Beitragssatzstabilität kombiniert, 
dann folgt daraus, daß die Arbeitslosenversiche-
rung in Krisenzeiten Defizite generiert, die durch 
Überschüsse in Aufschwungphasen finanziert wer-
den müssen.7 Die Arbeitslosenversicherung wirkt 
damit im Konjunkturverlauf als automatischer Sta-
bilisator. 

Daraus ergeben sich – als dritte Überlegung – 
Konsequenzen für die Bestimmung des Beitrags-
niveaus. Die Festlegung des Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrags sollte sich nicht an den aktuellen Aus-
gaben, sondern an der Höhe der Ausgaben über 
den Konjunkturzyklus hinweg orientieren. Grund-
lage für die Bestimmung des Beitragssatzes wäre 
somit nicht die jeweils aktuelle (auch konjunktur-
bedingte), sondern die zyklusübergreifende Zahl 
der Empfänger von Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung. Jedoch ist auch diese nicht notwen-
digerweise langfristig konstant. In die Bestimmung 
des richtigen Beitragssatzes fließt somit immer 
auch eine Vermutung über die Höhe der zyklus-
übergreifenden Arbeitslosigkeit ein. Hinzu kommt, 
daß diese auch von der Belastung mit Lohnneben-
kosten, z. B. den Sozialbeiträgen, abhängt. Eine 
Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversiche-
rung wirkt somit beschäftigungs- und wachstums-
fördernd und finanziert sich dadurch zum Teil 
selbst. Solange es unfreiwillige Arbeitslosigkeit 
gibt, ist dieser zyklusübergreifende beschäftigungs-
fördernde Effekt ein Argument zugunsten eines 
niedrigen Beitrags. Das zyklusübergreifende Ni-
veau der Arbeitslosigkeit ist jedoch erst im nach-
hinein abschätzbar, da in der konkreten konjunktu-

                                                      
7  Für ähnliche Argumente vgl. DEUTSCHE BUNDESBANK: 

Monatsbericht Mai 2007, S. 70. – DEUTSCHES INSTI-
TUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG BERLIN: Ten-
denzen der Wirtschaftsentwicklung 2007/2008, Kasten 5: 
Arbeitslosenversicherung: Asymmetrische Saldenentwick-
lung zulassen. DIW-Wochenbericht Nr. 30/2007, S. 473 f. 
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rellen Lage nicht bestimmt werden kann, ob z. B. 
ein Rückgang der Arbeitslosigkeit konjunkturelle 
oder strukturelle Ursachen hat. Als Regel der Vor-
sicht könnte deshalb gelten, daß der Beitragssatz 
unter zwei Bedingungen geändert werden sollte: 

• Wenn in der Krise erkennbar wird, daß die im 
Aufschwung gebildeten Rücklagen größer sind 
als für die Finanzierung des Defizits erforder-
lich, kann eine (zusätzlich antizyklisch wirken-
de) Beitragssenkung sinnvoll sein. 

• Wenn im Aufschwung erkennbar wird, daß die 
im Abschwung entstandenen Defizite nicht aus-
geglichen werden können, kann eine (zusätzlich 
antizyklisch wirkende) Beitragserhöhung not-
wendig werden. 

Ebenfalls unabhängig von wechselnden Konjunk-
turlagen – so die vierte Überlegung – ist das Pro-
blem versicherungsfremder Leistungen, das sich 
auch in der Arbeitslosenversicherung stellt. Getreu 
dem Versicherungsprinzip sollten die Beiträge der 
Versicherten ausschließlich für Leistungen, die ih-
nen im Rahmen des Versicherungszwecks zugute 
kommen, verwendet werden, während jene Aufga-
ben der Arbeitsmarktpolitik, die allgemeingesell-
schaftlichen Zielen entsprechen, aus dem Staats-
haushalt und damit aus Steuermitteln zu finanzie-
ren sind. Insoweit in der Arbeitslosenversicherung 
Beiträge für derartige gesamtgesellschaftliche Auf-
gaben benutzt werden, ist eine Rückführung dieser 
Zweckentfremdung anzustreben. 

Die aktuelle Finanzlage der deutschen  
Arbeitslosenversicherung 

Nach diesen allgemeinen Überlegungen nun zur 
konkreten Lage in der deutschen Arbeitslosenver-
sicherung. Der Haushalt der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) unterliegt deutlichen konjunkturellen 
Schwankungen. Da der Bund die Defizite der BA 
deckte, konnte der Beitragssatz zur Arbeitslosen-
versicherung zwischen 1993 und 2006 trotz wech-
selnder konjunktureller Lagen konstant gehalten 
werden. 

Seit dem 1. Januar 2007 beteiligt sich der Bund 
zwar in Form des aus der Mehrwertsteuererhöhung 
stammenden Zuschusses regulär an der Finanzie-
rung, übernimmt jedoch nicht mehr automatisch 
die Defizite der BA. Das bedeutet, daß nun im 
Rahmen des Haushalts der BA und gegebenenfalls 
durch Beitragssatzänderungen dafür gesorgt wer-
den muß, daß sich Einnahmen und Ausgaben zu-
mindest mittelfristig ausgleichen. Die Bundesre-

gierung übernimmt nur noch durch kurzfristige 
zinslose Kredite eine Pufferfunktion. 

Derzeit befindet sich die deutsche Wirtschaft 
im Aufschwung. Entsprechend sind die Ausgaben 
für das Arbeitslosengeld I rückläufig. Die Beitrags-
einnahmen nehmen im Aufschwung normaler-
weise zu, sind allerdings derzeit aufgrund der zum 
1. Januar 2007 vollzogenen Beitragssatzsenkung 
niedriger als im Vorjahr. Im Jahr 2006 erzielte die 
BA bei einem Beitragssatz von 6,5% einen Über-
schuß von 11,2 Mrd. Euro. Wichtige Ursache des 
Überschusses war die Tatsache, daß im Jahr 2006 
einmalig 13 Beiträge gezahlt wurden.8 In diesem 
Jahr wird der Überschuß bei anhaltendem Auf-
schwung ohne den Einmaleffekt und nach der 
Beitragssatzsenkung bei voraussichtlich 6,7 Mrd. 
Euro liegen. Die Überschüsse fließen gemäß § 366 
SGB III in eine Rücklage der BA. 

Eine stärkere Beitragssenkung in der deutschen 
Arbeitslosenversicherung? 

Die vier oben angestellten allgemeinen Überlegun-
gen zur Beitragsgestaltung werden nun auf die 
aktuelle Lage der BA angewendet, um zu einem 
Urteil über die aktuelle Frage von Beitragssenkun-
gen zu kommen. 

Ergeben sich aus Änderungen des Umfangs der 
Versicherungsleistungen der deutschen Arbeitslosen-
versicherung Konsequenzen für die Beitragshöhe? 

Mit der Begrenzung der Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld I auf zwölf Monate für die meisten 
Arbeitslosen zum 1. Februar 2006 sind durch die 
Reduzierung des Versicherungsumfangs die Aus-
gaben konjunkturunabhängig gedämpft worden. Zur 
Abschätzung der dadurch entstehenden Einsparun-
gen ist zu bedenken, daß weniger als 10% der 
Empfänger von Arbeitslosengeld I länger als zwölf 
Monate arbeitslos waren.9 Wenn man großzügig 
schätzt, daß die BA durch die Verkürzung der Be-
zugsdauer langfristig 10% der Ausgaben für das 
Arbeitslosengeld I einsparen kann, würde dies be-
zogen auf 2005 einen Betrag von 2,7 Mrd. Euro, 
bezogen auf 2006 einen Betrag von 2,3 Mrd. Euro 
ausmachen. Die BA hat 2006 außerdem die Aus-

                                                      
8  Ab Januar 2006 müssen die Arbeitgeber die Beiträge zur 

Sozialversicherung nicht mehr (wie zuvor) bis zum 15. des 
Folgemonats, sondern bis zum drittletzten Arbeitstag des 
Bezugsmonats selbst überweisen. 

9  9,2% im Jahr 2005 und 7,8% im Jahr 2004. Quelle: BUN-
DESAGENTUR FÜR ARBEIT: Arbeitsmarkt 2005, Amt-
liche Nachrichten der Bundesagentur für Arbeit, 54. Jg., 
Sondernummer, 24.08.2006, S. 89, Tabelle II.C.9. 
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gaben für aktive Arbeitsförderung um 2,5 Mrd. 
Euro von 13,6 auf 11,1 Mrd. Euro gesenkt. Es ist 
schwierig zu ermitteln, in welchem Ausmaß diese 
Einsparung konjunkturell bedingt oder durch die 
längerfristige Reduzierung von Maßnahmen zustan-
dekommt. Somit scheinen insgesamt im Jahr 2006 
konjunkturunabhängig Einsparungen von maximal 
etwa 5 Mrd. Euro erzielt worden zu sein. 

Dieser Einsparung steht bereits die Senkung des 
Beitragssatzes von 6,5% auf 4,2% zum 1.1.2007 
gegenüber. Diese führt 2007 zu Mindereinnahmen 
von ungefähr 18 Mrd. Euro, von denen nur 6,5 Mrd. 
Euro durch den neuen Zuschuß aus der Mehrwert-
steuererhöhung ausgeglichen werden, so daß netto 
Mindereinnahmen von 11,5 Mrd. Euro verbleiben. 
Diese Mindereinnahmen übersteigen die konjunk-
turunabhängigen Minderausgaben mindestens um 
etwa 6½ Mrd. Euro. Als Folge der Beitragssatz-
senkung hat die BA in ihrem Haushaltsplan für 
2007 trotz Aufschwung ein Defizit in Höhe von 
2,1 Mrd. Euro vorgesehen, das durch die Rückla-
gen aus den Überschüssen des Vorjahres gedeckt 
werden soll. Da der Konjunkturverlauf im Jahr 
2007 deutlich günstiger ist, als bei der Haushalts-
planung der BA unterstellt wurde, und die Ausga-
ben für aktive Arbeitsförderung weiter sinken (auf 
voraussichtlich 10,5 Mrd. Euro), kann die BA in-
zwischen trotz Beitragssatzsenkung erneut mit ei-
nem Überschuß rechnen. 

Somit kann aktuell eine weitere Beitragssatz-
senkung nicht durch eine aktuelle Einschränkung von 
Versicherungsleistungen begründet werden. Statt-
dessen werden derzeit sogar Leistungsausweitun-
gen diskutiert, z. B. die Verlängerung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengelds I für ältere Personen 
oder die Einführung eines neuen Erwerbstätigen-
zuschusses für sehr gering entlohnte Vollzeitbe-
schäftigte. 

Die zweite Frage ist, ob und in welchem Um-
fang eine weitere Beitragssatzsenkung mit dem 
Ziel der Beitragssatzstabilität vereinbar ist, also 
auch im Fall eines künftigen konjunkturellen Ab-
schwungs nachhaltig sein kann. Dabei ist entschei-
dend, wie groß konjunkturbedingte Schwankungen 
des Finanzierungssaldos sein können (vgl. Abbil-
dung). In der Vergangenheit waren Schwankungen 
von einer halben Million Empfängern von Ar-
beitslosengeld I (bis 2004: „Arbeitslosengeld“) zwi-
schen Höhe- und Tiefpunkt eines Konjunkturzy-
klus normal.10 Bei einem durchschnittlichen Ar-

                                                      
10  Für die Ausgaben der BA ist die Zahl der Empfänger von Ar-

beitslosengeld I entscheidend. Diese stieg zwischen 1991 und 

beitslosengeld von jährlich 15 800 Euro (Stand 
2006) impliziert dies Schwankungen der Ausgaben 
für Arbeitslosengeld I zwischen Höhe- und Tief-
punkt des Konjunkturzyklus um rund 8 Mrd. Euro. 
Hinzu kommen die Schwankungen der Ausgaben 
für aktive Arbeitsmarktpolitik und der Beitragsein-
nahmen. 
 
Abbildung: 
Budgetsalden der Bundesagentur für Arbeit seit 1991 
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Ein ähnliches Bild ergibt sich bei Betrachtung 
der Budgetsalden der BA in der Vergangenheit. 
Eine Veränderung des Budgetsaldos der BA um 
bis zu 10 Mrd. Euro zwischen Konjunkturhöhe-
punkt und Krise war in der Vergangenheit üblich.11 
Geht man vereinfachend davon aus, daß dies auch 
in Zukunft gilt und Auf- und Abschwünge im 
Durchschnitt die gleiche Länge haben, müßte für 
einen mittelfristigen Haushaltsausgleich im kon-
junkturellen Höhepunkt ein Überschuß in Höhe 
der Hälfte dieses Betrags erzielt werden, also ak-
tuell von ca. 5 Mrd. Euro jährlich. 

                                                                                    
1995 um 750 000 Personen, sank bis 2000 um 460 000, stieg 
im Zuge der wirtschaftlichen Schwächephase bis 2003 wie-
der um 220 000 an und ging bis 2006 um 470 000 zurück. 
Der im derzeitigen Aufschwung fortgesetzte besonders starke 
Rückgang ist auch auf die Verkürzung der Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld I zurückzuführen. 

11  Zwischen 1991 und 1993 sank der Budgetsaldo der BA um 
12 Mrd. Euro, nahm bis 1995 um 9 Mrd. Euro zu, wies 
zwischen 1996 und 2000 eine Schwankung um 6,2 Mrd. 
Euro auf, ging bis 2003 um 5,4 Mrd. Euro zurück. Zwi-
schen dem Tiefpunkt im Jahr 2003 und dem Jahr 2007 ist 
(bei Nicht-Berücksichtigung des Einmaleffekts im Jahr 
2006) mit einer Zunahme um fast 13 Mrd. Euro zu rech-
nen. Diese Zahlen sind nominal, Daten für frühere Zeiten 
müßten also für die exakte Vergleichbarkeit mit heutigen 
Werten noch höher angesetzt werden. 



Wirtschaft im Wandel 11/2007 401

Läßt man den Einmaleffekt des Jahres 2006 au-
ßer Acht, dann erscheint der für das Jahr 2007 er-
wartete Überschuß der BA in Höhe von 6,7 Mrd. 
Euro mehr als ausreichend, um für eine mögliche 
künftige Verschlechterung der Lage am Arbeits-
markt hinreichend Rücklagen zu bilden. Eine Sen-
kung des Beitragssatzes um 0,1 Prozentpunkt würde 
derzeit zu Mindereinnahmen von etwa 0,8 Mrd. 
Euro führen. Bewirkt die Beitragssatzsenkung eine 
Zunahme der Beschäftigung, kommt es zugleich zu 
Minderausgaben beim Arbeitslosengeld I. In der 
Tabelle werden die Budgetsalden der BA, die sich 
bei verschiedenen Beitragssätzen in diesem und im 
nächsten Jahr ergeben würden, gegenübergestellt. 
Bei diesen Berechnungen werden die positiven 
Beschäftigungseffekte einer Beitragssenkung und 
die durch sie entstehenden Einsparungen beim Ar-
beitslosengeld I berücksichtigt.12 
 
Tabelle: 
Budgetsalden der BA 2007 und 2008 in Mrd. Euro bei 
unterschiedlichen Beitragssätzen. 

Beitragssätze: Budgetsaldo 
2007 

Budgetsaldo 
2008 

4,2% 6,7 7,0 

3,9% 4,5 4,7 

3,3% 0,0 0,1 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

Würde der Arbeitslosenversicherungsbeitrag wie 
früher geplant auf 3,9% gesenkt werden, würde der 
BA-Überschuß 2008 auf etwa 4,7 Mrd. Euro sin-
ken, was unter dem Gesichtspunkt nachhaltiger Fi-
nanzierung vermutlich ausreichen würde. Bei einer 
Senkung auf 3,3% wird jedoch der Budgetsaldo  
nahe null und damit weit unter der Zielmarke von 
5 Mrd. Euro liegen. Dies führt dazu, daß eine Bei-
tragserhöhung in künftigen Krisenzeiten wahr-
scheinlich wird. Sich dabei allein auf die Rückla-

                                                      
12  Schätzungen des IWH auf Grundlage des aktuellen 

Quartalsberichts der BA und der Konjunktur- und Ar-
beitsmarktprognosen der Gemeinschaftsdiagnose der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute. Vgl. BUN-
DESAGENTUR FÜR ARBEIT: Bericht über das dritte 
Quartal und die ersten neun Monate 2007. Nürnberg, 
26.10.2007. – PROJEKTGRUPPE GEMEINSCHAFTS-
DIAGNOSE: Aufschwung legt Pause ein. Gemeinschafts-
diagnose Herbst 2007, in: IWH, Wirtschaft im Wandel  
2. Sonderausgabe 2007. Dabei Einbeziehung von Arbeits-
markteffekten niedrigerer Beitragssätze (und deren dämp-
fender Folgen für die Ausgaben der BA) durch Simula-
tionsrechnungen mit dem makroökonometrischen Modell 
des IWH. 

gen aus dem Einmaleffekt des Jahres 2006 zu ver-
lassen wäre nicht nachhaltig. 

Ebenso wie eine zu starke Beitragssenkung 
wäre auch die Erhöhung von Ausgaben der BA 
eine Gefährdung des notwendigen Haushaltsüber-
schusses. Wird zum Beispiel die Bezugsdauer des 
Arbeitslosengelds I für ältere Arbeitslose verlän-
gert oder werden neue Arbeitsmarktprogramme auf-
gelegt, dann senkt dies den Budgetsaldo der BA. 
Dasselbe gilt, wenn der Bund auf die Überschüsse 
zugreift, z. B. indem er die BA verstärkt an den 
Kosten arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen für 
Empfänger von Arbeitslosengeld II beteiligt. Der-
artige politischen Entscheidungen würden die Nach-
haltigkeit der Finanzierung und den automatisch 
antizyklischen Effekt der Arbeitslosenversicherung 
gefährden. 

Unterstellt man einen noch stärkeren Rückgang 
der Arbeitslosigkeit als hier geschehen, fallen die 
Ergebnisse günstiger aus. Eine um 100 000 Perso-
nen niedrigere Arbeitslosigkeit im Jahr 2008 würde 
die BA jährlich um etwa 0,4 Mrd. Euro zusätzlich 
entlasten, der Überschuß fiele um etwa diesen Be-
trag höher aus.13 Bei einer Beitragssenkung auf 
3,3% würde jedoch auch in diesem Fall der er-
wünschte 5 Mrd. Euro-Überschuß weit verfehlt. 

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen ist eine 
Senkung des Beitragssatzes auf unter 3,9% nur 
vertretbar, wenn die Arbeitslosigkeit deutlich stär-
ker als prognostiziert sinkt. Dies ist jedoch äußerst 
unsicher. Eine stärkere Beitragssenkung ist des-
halb zum jetzigen Zeitpunkt problematisch. 

Allerdings ist als dritte Überlegung zu prüfen, 
ob das Beitragsniveau zyklusübergreifend niedri-
ger angesetzt werden kann. Die bisherige Argumen-
tation beruht auf der impliziten Annahme, daß für 
den nächsten Abschwung in Deutschland mit ei-
nem Anstieg der Arbeitslosigkeit in ähnlichem Aus-
maß wie in bisherigen Abschwüngen zu rechnen 
ist, also bisher kein Rückgang zyklusübergreifen-
der Arbeitslosigkeit zustandegekommen ist. Dies ist 
jedoch in der arbeitsmarktpolitischen Diskussion 
umstritten. So könnten die Arbeitsmarktreformen 
gekoppelt mit der zurückhaltenden Lohnpolitik der 
vergangenen Jahre unabhängig vom derzeitigen 
Aufschwung zu einem Rückgang der strukturellen 
Arbeitslosigkeit geführt haben. Auch die Senkung 
der Sozialversicherungsbeiträge (um insgesamt 
1,3 Prozentpunkte 2007) könnte unabhängig von 

                                                      
13  Angenommen ist dabei, daß im Jahr 2008 25% der Arbeits-

losen Arbeitslosengeld I empfangen, das von der BA be-
zahlt wird. 
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zyklischen Nachfrageschwankungen beschäftigungs-
fördernd wirken, ebenso eine neuerliche Beitrags-
senkung der Arbeitslosenversicherung. Bisherige 
Studien, die auf der Basis von Zyklenvergleichen 
überprüfen, ob der gegenwärtige Aufschwung be-
schäftigungsintensiver ist als frühere, kommen zu 
dem Befund, daß das Arbeitsvolumen tatsächlich 
stärker als im vorangegangenen Aufschwung ge-
stiegen ist.14 Allerdings beziehen sich die genann-
ten Studien erst auf einen relativ kurzen Zeitraum. 
Deshalb sollte in der aktuellen Lage eher dem 
obengenannten Vorsichtsgrundsatz gefolgt wer-
den, wonach eine weitere Senkung des Beitrags-
satzes erst dann zu empfehlen ist, wenn sich im 
konjunkturellen Abschwung zeigt, daß die Bei-
tragssatzsenkung nachhaltig sein kann. 

Im Zusammenhang mit den Überschüssen der 
BA wird – als vierte Überlegung – auch argumen-
tiert, der Beitragssatz solle gesenkt werden, um die 
Finanzierung versicherungsfremder Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung auf den Bund zu ver-
schieben. Ein besonderer Zusammenhang mit der 
derzeitigen günstigen Haushaltslage der BA be-
steht bei der Frage der versicherungsfremden Lei-
stungen nicht. Im Haushalt der BA sind allerdings 
versicherungsfremde Leistungen enthalten. Dazu 
zählen z. B. das höhere Arbeitslosengeld bei Per-
sonen mit Kindern oder Zuschüsse zur Ersteinglie-
derung von Behinderten. Als versicherungsfremd 
gilt auch die Beteiligung der BA an den Kosten 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik bei Arbeitslosen-
hilfe- bzw. Arbeitslosengeld II-Empfängern, die vor 
2005 direkt, seither durch Zahlungen an den Bund 
(2005 bis 2007 über den Aussteuerungsbetrag und 
ab 2008 über den geplanten Eingliederungsbeitrag) 
erfolgt. Grundsätzlich ist eine Finanzierung versi-
cherungsfremder Leistungen aus den Beiträgen der 
Versicherten nicht sachgerecht. 

Es ist deshalb richtig, daß der Bund über den 
Zuschuß aus der erhöhten Mehrwertsteuer die BA 
für die Übernahme versicherungsfremder Leistun-
gen bezahlt. Sinnvoller wäre es jedoch, die versi-
cherungsfremden Leistungen ganz aus dem Budget 
der BA herauszunehmen und in den Bundeshaus-
halt einzugliedern, zumal sich die Höhe des Bun-
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deszuschusses an den Mehrwertsteuereinnahmen, 
und nicht am Umfang der versicherungsfremden 
Leistungen orientiert. Jedoch läßt sich in vielen 
Fällen schwer abgrenzen, welche Leistungen als 
versicherungsfremd einzustufen sind.15 

Eine solche Ausgliederung der versicherungs-
fremden Leistungen würde eine weitere Beitrags-
senkung bei der Arbeitslosenversicherung ermög-
lichen. Das Problem des zyklusübergreifenden 
Budgetausgleichs würde dadurch teilweise in den 
Bundeshaushalt verlagert. Konsequenterweise müßte 
in diesem Fall der Beitragssenkung eine entspre-
chende Steuererhöhung gegenüberstehen. Deshalb 
ist die Umfinanzierung versicherungsfremder Lei-
stungen kein Argument, angesichts der aktuell gün-
stigen Finanzlage der BA den Beitragssatz – ohne 
Gegenfinanzierung aus höheren Steuern – zu senken. 

Fazit 

Damit die Arbeitslosenversicherung über den Kon-
junkturzyklus hinweg einen ausgeglichenen Haus-
halt vorweisen kann, ist es erforderlich, in Auf-
schwungphasen Überschüsse von jährlich etwa 
5 Mrd. Euro zu erzielen. Eine Beitragssenkung 
unter den Wert von 3,9% würde die Erreichung 
dieses Ziels ebenso gefährden wie eine Auswei-
tung der Leistungen oder der Zugriff der Politik 
auf die Überschüsse. Ob nach Jahren zurückhal-
tender Lohnpolitik und Inkrafttreten weitreichen-
der Arbeitsmarktreformen die Arbeitslosigkeit auch 
zyklusübergreifend gesunken ist, bleibt noch ab-
zuwarten. Es ist deshalb zu empfehlen, den Bei-
tragssatz zur Arbeitslosenversicherung heute nicht 
unter einen Wert von etwa 3,9% zu senken. Eine 
stärkere Senkung ist dann zu empfehlen, wenn sich 
in Zeiten steigender Arbeitslosigkeit herausstellt, 
daß die Rücklagen der BA größer sind, als für den 
Ausgleich der dann entstehenden Defizite erfor-
derlich ist. 
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